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I Firma, Sitz 
und Zweck

Artikel 1 – Firma und Sitz
Unter der Firma Spitex Muttenz AG 
besteht mit Sitz in Muttenz BL auf 
unbestimmte Dauer eine Aktien­
gesellschaft gemäss Art. 620 ff. 
OR.

Artikel 2 – Zweck
Die Gesellschaft betreibt eine Spi­
tex­Organisation und bezweckt 
die ambulante Gesundheitsversor­
gung (Krankenpflege und Hilfe zu 
Hause) der Bevölkerung derjenigen 
Gemeinden, welche mit der Gesell­
schaft eine Leistungsvereinbarung 
abgeschlossen haben. Das Angebot 
der Hilfe und Pflege zu Hause rich­
tet sich nach der geltenden Gesetz­
gebung.

Die Gesellschaft arbeitet nach 
den Grundsätzen der Zweckmäs­

sigkeit und Wirtschaftlichkeit 
und orientiert sich am Bedarf der 
Bevölkerung; sie ist nicht gewinn­
orientiert und verfolgt nebst der 
Sicherung des eigenen Betriebs 
keinerlei Gewinnabsicht. Sie ver­
folgt somit einen gemeinnützigen 
und sozialen Zweck und erfüllt eine 
öffentliche Aufgabe.

Die Gesellschaft kann mit an­
deren Einrichtungen des Gesund­
heits­ und Sozialwesens und mit 
weiteren Gemeinden und anderen 
Organisationen Verträge abschlies­
sen.

Die Gesellschaft kann Zweig­
niederlassungen und Tochtergesell­
schaften in der Schweiz errichten, 
sich an anderen Unternehmen in 
der Schweiz beteiligen, Grundstü­
cke erwerben, belasten, veräussern, 
sowie alle Geschäfte durchführen, 
die geeignet sind, den Zweck der 
Gesellschaft zu fördern.

II Kapital

Artikel 3 – Aktienkapital 
und Aktien

Das Aktienkapital beträgt CHF 
500’000 (Schweizer Franken fünf­
hunderttausend) und ist eingeteilt 
in 500 (fünfhundert) Namenaktien 
zu CHF 1’000.00 (Schweizer Fran­
ken eintausend).

Die Aktien sind vollständig li­
beriert.

Artikel 4 – Aktienzertifikate
Anstelle von einzelnen Aktien kann 
die Gesellschaft Zertifikate über 
mehrere Aktien ausstellen.

Artikel 5 – Umwandlung, 
 Zerlegung und Zusammen-
legung von Aktien

Die Generalversammlung kann 
bei unverändert bleibendem Akti­
enkapital durch Statutenänderung 

jederzeit Namenaktien in Inha­
beraktien und Inhaberaktien in 
Namenaktien umwandeln sowie 
Aktien in solche von kleinerem 
Nennwert zerlegen oder zu solchen 
von grösserem Nennwert zusam­
menlegen, wobei letzteres der Zu­
stimmung des Aktionärs bedarf.

Artikel 6 – Aktienbuch
Der Verwaltungsrat führt über alle 
Namenaktien ein Aktienbuch, in 
welches die Eigentümer und Nutz­
niesser mit Namen und Adresse 
eingetragen werden.

Im Verhältnis zur Gesellschaft 
gilt als Aktionär oder als Nutz­
niesser, wer im Aktienbuch einge­
tragen ist.

Artikel 7 – Übertragung 
der Namenaktien

Die Übertragung der Namenaktien 
oder die Begründung einer Nutz­
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niessung an den Namenaktien be­
darf der Genehmigung durch den 
Verwaltungsrat.

Der Verwaltungsrat kann das 
Gesuch um Zustimmung ablehnen, 
wenn er im Namen der Gesellschaft 
dem Veräusserer der Aktien anbie­
tet, die Aktien für deren Rechnung, 
für Rechnung anderer Aktionäre 
oder für Rechnung Dritter zum 
wirklichen Wert im Zeitpunkt 
des Gesuches zu übernehmen oder 
wenn der Erwerber nicht ausdrück­
lich erklärt, dass er die Aktien im 
eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung erworben hat.

Sind die Aktien durch Erbgang, 
Erbteilung, eheliches Güterrecht 
oder Zwangsvollstreckung erwor­
ben worden, so kann der Verwal­
tungsrat das Gesuch um Zustim­
mung nur ablehnen, wenn er im 
Namen der Gesellschaft dem Er­
werber die Übernahme der Aktien 
zum wirklichen Wert anbietet. Der 
Erwerber kann verlangen, dass der 
Richter am Sitz der Gesellschaft 
den wirklichen Wert bestimmt. Die 
Kosten der Bewertung trägt die Ge­
sellschaft.

III Organisation 
der Gesellschaft

A. Generalversammlung

Artikel 8 – Befugnisse
Oberstes Organ der Gesellschaft ist 
die Generalversammlung der Akti­
onäre. Ihr stehen folgende unüber­
tragbare Befugnisse zu:
1. die Festsetzung und Änderung

der Statuten;
2. die Wahl der Mitglieder des

Verwaltungsrates und der Revi­
sionsstelle;

3. die Genehmigung des Jahres­
berichtes und der Konzernrech­
nung;

4. die Genehmigung der Jahres­
rechnung sowie die Beschluss­
fassung über die Verwendung
des Bilanzgewinnes, insbeson­
dere die Festsetzung der Divi­
dende und der Tantieme;

5. die Entlastung der Mitglieder
des Verwaltungsrates;

6. die Beschlussfassung über die
Gegenstände, die der General­
versammlung durch das Gesetz
oder die Statuten vorbehalten
sind.

Artikel 9 – Einberufung und 
Traktandierung

Die ordentliche Versammlung 
findet alljährlich innerhalb sechs 
Monaten nach Schluss des Ge­
schäftsjahres statt, ausserordent­
liche Versammlungen werden je 
nach Bedürfnis einberufen.

Die Generalversammlung ist 
spätestens 20 Tage vor dem Ver­
sammlungstag durch Brief an die 

Aktionäre und Nutzniesser einzu­
berufen. Die Einberufung erfolgt 
durch den Verwaltungsrat, nöti­
genfalls durch die Revisionsstelle. 
Das Einberufungsrecht steht auch 
den Liquidatoren und den Vertre­
tern der Anleihensgläubiger zu.

Die Einberufung einer Gene­
ralversammlung kann auch von 
einem oder mehreren Aktionären, 
die zusammen mindestens 10 Pro­
zent des Aktienkapitals vertreten, 
verlangt werden. Aktionäre, die 
Aktien im Nennwerte von 1 Mil­
lion Franken vertreten, können die 
Traktandierung eines Verhand­
lungsgegenstandes verlangen. Ein­
berufung und Traktandierung wer­
den schriftlich unter Angabe des 
Verhandlungsgegenstandes und 
der Anträge anbegehrt.

In der Einberufung sind die 
Verhandlungsgegenstände sowie 
die Anträge des Verwaltungsrates 
und der Aktionäre bekanntzuge­
ben, welche die Durchführung ei­
ner Generalversammlung oder die 
Traktandierung eines Verhandlungs­
gegenstandes verlangt haben.

Spätestens 20 Tage vor der or­
dentlichen Generalversammlung 
sind der Geschäftsbericht und der 
Revisionsbericht den Aktionären 
am Gesellschaftssitz zur Einsicht 
aufzulegen. Jeder Aktionär kann 
verlangen, dass ihm unverzüglich 
eine Ausfertigung dieser Unter­
lagen zugestellt wird. Die Aktionä­
re sind hierüber in der Einberufung 
zu unterrichten.

Über Anträge zu nicht gehörig 
angekündigten Verhandlungs­
gegenständen können keine Be­
schlüsse gefasst werden; ausgenom­
men sind Anträge auf Einberufung 
einer ausserordentlichen General­
versammlung, auf Durchführung 
einer Sonderprüfung und auf Wahl 
einer Revisionsstelle infolge Begeh­
rens eines Aktionärs.

Zur Stellung von Anträgen im 
Rahmen der Verhandlungsgegen­
stände und zu Verhandlungen ohne 
Beschlussfassung bedarf es keiner 
vorgängigen Ankündigung.

Artikel 10 – Universal-
versammlung

Die Eigentümer oder Vertreter 
sämtlicher Aktien können, falls 
kein Widerspruch erhoben wird, 
eine Generalversammlung ohne 
Einhaltung der für die Einberufung 
vorgeschriebenen Formvorschrif­
ten abhalten.

In dieser Versammlung kann 
über alle in den Geschäftskreis der 
Generalversammlung fallenden 
Gegenstände gültig verhandelt 
und Beschluss gefasst werden, 
so lange die Eigentümer oder 
Vertreter sämtlicher Aktien an­
wesend sind.

Artikel 11 – Vorsitz 
und Protokoll

Den Vorsitz in der Generalver­
sammlung führt der Präsident, 
in dessen Verhinderungsfalle ein 
anderes vom Verwaltungsrat be­
stimmtes Mitglied desselben. Ist 
kein Mitglied des Verwaltungs­
rates anwesend, wählt die Ge­
neralversammlung einen Tages­
vorsitzenden.

Der Vorsitzende bezeichnet den 
Protokollführer und die Stimmen­
zähler, die nicht Aktionäre zu sein 
brauchen. Das Protokoll ist vom 
Vorsitzenden und vom Protokoll­
führer zu unterzeichnen. Die Akti­
onäre sind berechtigt, das Protokoll 
einzusehen.

Artikel 12 – Stimmrecht 
und Vertretung

Die Aktionäre üben ihr Stimmrecht 
in der Generalversammlung nach 
Verhältnis des gesamten Nenn­
werts der ihnen gehörenden Akti­
en aus.

Jeder Aktionär kann seine Ak­
tien in der Generalversammlung 
selbst vertreten oder durch einen 
Dritten vertreten lassen, der nicht 
Aktionär zu sein braucht. Der Ver­
treter hat sich durch schriftliche 
Vollmacht auszuweisen.

Artikel 13 – Beschlussfassung
Die Generalversammlung fasst ihre 
Beschlüsse und vollzieht ihre Wah­
len, soweit das Gesetz oder die Sta­
tuten es nicht anders bestimmen, 
mit der absoluten Mehrheit der 
vertretenen Aktienstimmen. Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt. Dem Vorsitzenden 
steht kein Stichentscheid zu.

Ein Beschluss der Generalver­
sammlung, der mindestens zwei 
Drittel der vertretenen Stimmen 
und die absolute Mehrheit der ver­
tretenen Aktiennennwerte auf sich 
vereinigt, ist erforderlich für:
1. die Änderung des Gesellschafts­

zweckes;
2. die Einführung von Stimm­

rechtsaktien;
3. die Beschränkung der Übertrag­

barkeit von Namenaktien;
4. eine genehmigte oder eine be­

dingte Kapitalerhöhung;
5. die Kapitalerhöhung aus Eigen­

kapital, gegen Sacheinlage oder
zwecks Sachübernahme und die 
Gewährung von besonderen
Vorteilen;

6. die Einschränkung oder Auf­
hebung des Bezugsrechtes;

7. die Verlegung des Sitzes der Ge­
sellschaft;

8. die Auflösung der Gesellschaft.
Statutenbestimmungen, die für die 
Fassung bestimmter Beschlüsse 
grössere Mehrheiten als die vom 
Gesetz vorgeschriebenen festlegen, 

können nur mit dem erhöhten 
Mehr eingeführt und aufgehoben 
werden.

B. Verwaltungsrat

Artikel 14 – Wahl und 
 Zusammensetzung

Der Verwaltungsrat der Gesell­
schaft besteht aus einem oder meh­
reren Mitgliedern.

Die Mitglieder des Verwaltungs­
rates werden auf ein bis drei Jahre 
gewählt. Neugewählte treten in die 
Amtsdauer derjenigen Mitglieder 
ein, die sie ersetzen. Wiederwahl 
ist zulässig.

Der Verwaltungsrat konstitu­
iert sich selbst. Er bezeichnet sei­
nen Präsidenten und den Sekretär. 
Letzterer muss dem Verwaltungs­
rat nicht angehören.

Artikel 15 – Sitzungen und 
 Beschlussfassung

Beschlussfähigkeit, Beschlussfas­
sung und Geschäftsordnung wer­
den im Organisationsreglement 
geregelt.

Jedes Mitglied des Verwaltungs­
rates kann unter Angabe der Grün­
de vom Präsidenten die unverzüg­
liche Einberufung einer Sitzung 
verlangen.

Bei der Beschlussfassung in 
Sitzungen des Verwaltungsrates 
hat der Vorsitzende den Stichent­
scheid.

Beschlüsse können auch auf dem 
Wege der schriftlichen Zustim­
mung zu einem gestellten Antrag 
gefasst werden, sofern nicht ein 
Mitglied die mündliche Beratung 
verlangt.

Über die Verhandlungen und 
Beschlüsse ist ein Protokoll zu 
führen, das vom Vorsitzenden 
und vom Sekretär unterzeichnet 
wird.

Artikel 16 – Recht auf Auskunft 
und Einsicht

Jedes Mitglied des Verwaltungs­
rates kann Auskunft über alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft 
verlangen.

In den Sitzungen sind alle Mit­
glieder des Verwaltungsrates so­
wie die mit der Geschäftsführung 
betrauten Personen zur Auskunft 
verpflichtet.

Ausserhalb der Sitzungen kann 
jedes Mitglied von den mit der Ge­
schäftsführung betrauten Personen 
Auskunft über den Geschäftsgang 
und, mit Ermächtigung des Prä­
sidenten, auch über einzelne Ge­
schäfte verlangen.

Soweit es für die Erfüllung einer 
Aufgabe erforderlich ist, kann jedes 
Mitglied dem Präsidenten beantra­
gen, dass ihm Bücher und Akten 
vorgelegt werden.
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Weist der Präsident ein Gesuch 
auf Auskunft, Anhörung oder Ein­
sicht ab, so entscheidet der Verwal­
tungsrat.

Regelungen oder Beschlüsse des 
Verwaltungsrates, die das Recht 
auf Auskunft und Einsichtnahme 
der Verwaltungsräte erweitern, 
bleiben vorbehalten.

Artikel 17 – Aufgaben
Der Verwaltungsrat kann in allen 
Angelegenheiten Beschluss fassen, 
die nicht nach Gesetz oder Statu­
ten der Generalversammlung zu­
geteilt sind. Er führt die Geschäfte 
der Gesellschaft, soweit er die Ge­
schäftsführung nicht übertragen 
hat.

Der Verwaltungsrat hat folgen­
de unübertragbare und unentzieh­
bare Aufgaben:
1. die Oberleitung der Gesellschaft

und die Erteilung der nötigen
Weisungen;

2. die Festlegung der Organisati­
on;

3. die Ausgestaltung des Rech­
nungswesens, der Finanzkon­
trolle sowie der Finanzplanung, 
sofern diese für die Führung der 
Gesellschaft notwendig ist;

4. die Ernennung und Abberufung 
der mit der Geschäftsführung
und der Vertretung betrauten
Personen;

5. die Oberaufsicht über die mit
der Geschäftsführung betrau­
ten Personen, namentlich im
Hinblick auf die Befolgung der
Gesetze, Statuten, Reglemente
und Weisungen;

6. die Erstellung des Geschäfts­
berichtes sowie die Vorberei­
tung der Generalversammlung
und die Ausführung ihrer Be­
schlüsse;

7. die Benachrichtigung des Rich­
ters im Falle der Überschuldung.

Der Verwaltungsrat kann die Vor­
bereitung und die Ausführung seiner 
Beschlüsse oder die Über wachung 
von Geschäften Ausschüssen oder 
einzelnen Mitgliedern zuweisen. Er 
hat für eine angemessene Bericht­
erstattung an seine Mitglieder zu 
sorgen.

Im Übrigen kann er in allen An­
gelegenheiten Beschluss fassen, die 
nicht nach Gesetz, Statuten oder 
Beschluss des Verwaltungsrates der 
Generalversammlung oder ande­
ren Gesellschaftsorganen zugeteilt 
sind.

Artikel 18 – Übertragung der 
 Geschäftsführung und der 
 Vertretung

Der Verwaltungsrat kann die Ge­
schäftsführung nach Massgabe ei­
nes Organisationsreglements ganz 
oder zum Teil an einzelne Mitglie­
der oder an Dritte übertragen.

Dieses Reglement ordnet die 
Geschäftsführung, bestimmt die 
hierfür erforderlichen Stellen, 
umschreibt deren Aufgaben und 
regelt insbesondere die Bericht­
erstattung.

Soweit die Geschäftsführung 
nicht übertragen worden ist, steht 
sie allen Mitgliedern des Verwal­
tungsrates gesamthaft zu.

Der Verwaltungsrat kann die 
Vertretung einem oder mehre­
ren Mitgliedern (Delegierte) oder 
Dritten (Direktoren) übertragen. 
Mindestens ein Mitglied des Ver­
waltungsrates muss zur Vertretung 
befugt sein.

Artikel 19 – Entschädigung
Die Mitglieder des Verwaltungs­
rates erhalten für ihre Tätigkeit 
eine vom Geschäftsergebnis un­
abhängige feste Entschädigung 
und haben ausserdem Anspruch 
auf Ersatz ihrer Auslagen. Ent­
schädigung und Auslagenersatz 
werden vom Verwaltungsrat fest­
gelegt.

C. Revisionsstelle

Artikel 20 – Revision
Die Generalversammlung wählt 
eine Revisionsstelle.

Sie kann auf die Wahl einer Revi­
sionsstelle verzichten, wenn:
1. die Gesellschaft nicht zur or­

dentlichen Revision verpflichtet 
ist;

2. sämtliche Aktionäre zustim­
men; und

3. die Gesellschaft nicht mehr als
zehn Vollzeitstellen im Jahres­
durchschnitt hat.

Der Verzicht gilt auch für die nach­
folgenden Jahre. Jeder Aktionär 
hat jedoch das Recht, spätestens 
10 Tage vor der Generalversamm­
lung die Durchführung einer ein­
geschränkten Revision und die 
Wahl einer entsprechenden Revisi­
onsstelle zu verlangen. Die Gene­
ralversammlung darf diesfalls die 
Beschlüsse nach Art. 8 Ziff. 3 und 
4 erst fassen, wenn der Revisions­
bericht vorliegt.

Artikel 21 – Anforderungen 
an die Revisionsstelle

Als Revisionsstelle können eine 
oder mehrere natürliche oder ju­
ristische Personen oder Personen­
gesellschaften gewählt werden.

Die Revisionsstelle muss ihren 
Wohnsitz, ihren Sitz oder eine ein­
getragene Zweigniederlassung in 
der Schweiz haben. Hat die Gesell­
schaft mehrere Revisionsstellen, so 
muss zumindest eine diese Voraus­
setzungen erfüllen.

Ist die Gesellschaft zur ordentli­
chen Revision verpflichtet, so muss 
die Generalversammlung als Revi­
sionsstelle einen zugelassenen Re­
visionsexperten bzw. ein staatlich 
beaufsichtigtes Revisionsunter­
nehmen nach den Vorschriften des 
Revisionsaufsichtsgesetzes vom 
16. Dezember 2005 wählen.

Ist die Gesellschaft zur einge­
schränkten Revision verpflichtet, 
so muss die Generalversammlung 
als Revisionsstelle einen zugelas­
senen Revisor nach den Vorschrif­
ten des Revisionsaufsichtsgesetzes 
vom 16. Dezember 2005 wählen. 
Vorbehalten bleibt der Verzicht auf 
die Wahl einer Revisionsstelle nach 
Artikel 20.

Die Revisionsstelle muss nach 
Art. 728 bzw. 729 OR unabhän­
gig sein.

Die Revisionsstelle wird für ein 
Geschäftsjahr gewählt. Ihr Amt 
endet mit der Abnahme der letzten 
Jahresrechnung. Eine Wiederwahl 
ist möglich. Eine Abberufung ist 
jederzeit und fristlos möglich.

IV Rechnungs­
abschluss und 
 Gewinnverteilung

Artikel 22 – Geschäftsjahr und 
Buchführung

Der Verwaltungsrat bestimmt 
den Anfang und das Ende des Ge­
schäftsjahres.

Die Jahresrechnung, bestehend 
aus Erfolgsrechnung, Bilanz und 
Anhang, ist gemäss den Vorschrif­
ten des Schweizerischen Obliga­
tionenrechts, insbesondere der 
Art. 957 ff. OR sowie nach den 
Grundsätzen der ordnungsgemäs­
sen Rechnungslegung aufzustellen. 
Die Rechnungslegung erfolgt in der 
Landeswährung oder in der für die 
Geschäftstätigkeit wesentlichen 
Währung. Wird nicht die Landes­
währung verwendet, so müssen die 

Werte zusätzlich in der Landes­
währung angegeben werden.

Die Rechnungslegung erfolgt in 
einer der Landessprachen oder in 
Englisch.

Artikel 23 – Reserven und 
 Gewinnverwendung

Aus dem Jahresgewinn ist zuerst 
die Zuweisung an die Reserven 
entsprechend den Vorschriften 
des Gesetzes vorzunehmen. Der 
Bilanzgewinn steht zur Verfügung 
der Generalversammlung, die ihn 
im Rahmen der gesetzlichen Auf­
lagen (insbesondere Art. 671 ff. 
OR) nach freiem Ermessen verwen­
den kann.

Artikel 24 – Auflösung und 
 Liquidation

Die Auflösung der Gesellschaft 
kann durch einen Beschluss der Ge­
neralversammlung, über den eine 
öffentliche Urkunde zu errichten 
ist, erfolgen.

Die Liquidation wird durch 
den Verwaltungsrat besorgt, falls 
sie nicht durch einen Beschluss der 
Generalversammlung anderen Per­
sonen übertragen wird. Die Liqui­
dation erfolgt gemäss Art. 736 ff. 
OR.

Das Vermögen der aufgelösten 
Gesellschaft wird nach Tilgung 
ihrer Schulden nach Massgabe der 
einbezahlten Beträge unter die Ak­
tionäre verteilt.

V Benachrichtigung

Artikel 25 – Mitteilungen und 
 Bekanntmachungen

Mitteilungen an die Aktionäre er­
folgen per Brief, E­Mail oder Fax 
an die im Aktienbuch verzeichne­
ten Adressen.

Publikationsorgan der Gesell­
schaft ist das Schweizerische Han­
delsamtsblatt.

VI Sachübernahmen

Artikel 26 – Beabsichtigte 
 Sachübernahme

Die Gesellschaft hat die Absicht, 
nach der Gründung von dem im 
Handelsregister nicht eingetrage­
nen Verein «Spitex Muttenz» mit 
Sitz in Muttenz, gemäss einer noch 
zu erstellenden Übernahmebilanz 
einen Teil der Aktiven und Passiven, 
ohne dafür eine Gegenleistung zu 
erbringen, zu übernehmen.


